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Dıie Finanzıerungsreform der
Gesundheıitsleistungen
Probleme, Perspektiven, Optionen
Die Finanzıerungsreform der Gesundheitsleistungen bzw. herausgegeben VO Wıssenschafttlichen Instıtut der Orts-
der gesetzlıchen Krankenversicherung gehört den wichtig- krankenkassen, Bonn
sien. Gesetzgebungsaufgaben der laufenden Legislatur- Da dıe Beıtragseinnahmen als eın Prozentsatz der Löhneperiode. Mıt den Koalitionsbeschlüssen DO Dezember ıst
e1n ersier Schritt 1eweıt LE geeignet sınd, die Ko- un Gehälter der Versicherten bıs 2A00 ebentalls regelmä-

ßıg steigenden Beitragsbemessungsgrenze testgelegt sınd,stenexplosion dämpfen und zwelche Varıanten oder Alter-
natıumodelle ZUY Diskussion stehen, untersucht der folgende steıgen die Kasseneinnahmen praktısch parallel ZUr

Lohn- un: Gehaltsentwicklung. Das Konzept der e1IN-Beıtrag. nahmeorilentierten Ausgabenpolitik, das selıt ELW zehn
Jahren polıtisch vertochten wırd, sieht VOTL, daflß dieseNeben der Steuerreform un der Reform der gesetzlı-

chen Rentenversicherung El September S 438 11) Einnahmesteigerungen der Kassen ausreichen sollen,
1St dıe Reform der gesetzlichen Krankenversicherung dıe dıe steiıgenden Kosten des Medizınbetriebs bezahlen.

Wıe die obıgen Zahlen belegen, konnte dieses Ziel JEdrıitte große Aufgabe, dıe sıch die christlich-liberale Koa-
lıtıon tür diese Wahlperiode gestellt hat Dringend NOL- doch iın der Praxıs nıcht erreicht werden. Die Kassenaus-

yaben stıiegen schneller als deren Einnahmen. Seılit /wendıg wırd diese Reform, weıl die Ausgaben der
gesetzliıchen Krankenversicherung schneller wachsen als hat der Gesetzgeber mI1ıt einer aNZCH Ser1e VO Eiınzel-
die Löhne und Gehiälter. Damıt dıe Krankenkassen hre mafßnahmen versucht, die Kassenbeıträge stabıl hal-

ten Darüber hınaus haben alle Arbeitsminister derAusgaben weıter bezahlen können, mUussen S1E hre Be1-
ErKHANSCHNCN zehn Jahre miıt politischem Druck auf dieT: erhöhen.
Erbringer VO Gesundheıitsleistungen versucht, deren
Rechnungen dıe Kassen Kontrolle halten.

Dı1e Kostenexplosion der etzten Der Erfolg dieser Kostendämpfungspolitik durch dıe
ENANNLEN K-Gesetze INas WAAar darın lıegen, da{fß dieJahre Ausgaben der Kassen deren Einnahmen nıcht noch

Dies steht aber 1mM Wıderspruch ZAUDEE erklärten Polıtiık der schneller davongelauten sınd, das Zıel, dıe Beıträge stabıl
Koalıtıion, die Lohnnebenkosten stabıl halten und alten, konnte ber nıcht erreicht werden.
WenNnn möglıch 05 senken. Stabile Soz1ialversiche-
rungsbeıträge sollen nach dem wirtschaftspolıitischen Die weıtgehende Wırkungslosigkeıt
Konzept der Koalıtion nıcht 1Ur für möglıchst hohe VCI- der bisherigen
tügbare Einkommen der Arbeitnehmer SOTSCH, S1€e sollen Kostendämpfungsgesetzevielmehr auch dıe internatıiıonale Wettbewerbsfähigkeıt
der deutschen Wirtschaft stärken un der Ausbreıtung Im Laufe der Jahre wurden mıt verschiedenen Kosten-
der Schwarzarbeiıt, dıe nıcht VO  ; der Beitragspflicht dämpfungsgesetzen eın einheıtliıches Leistungsverzeichn1s
faßt ISt, entgegenwiırken. für alle Krankenkassen vorgeschrıieben, für die Kassen
Tatsächlich sınd dıe Ausgaben für Gesundheitsleistungen 1n dıe Möglıchkeıt geschaifen, die Gesamtvergütung für die
den VErTrZSANSCHNCH Jahren kräftig gestiegen, und ‚.WarTr VO Arzte hre Einnahmeentwicklung koppeln oder eın
gul 7A0 Miılliarden ark 19/0 auft knapp 230 Milliarden Arzneimittelhöchstbetrag eingeführt, der jedoch prak-
ark 1984 Wurden 1970 VO  — 100 ark Bruttosozial- tisch nıcht durchgesetzt werden konnte. 5Sogenannte Ba-
produkt 6,40 für Gesundheıtsleistungen AaUSSCHC- gyatellarzneıuttel wurden aus der Erstattungspflicht der
ben, 1984 bereıts 9450 Dıie Ausgaben der Kassen ausgegrenzt (Negativlıste), die Selbstbeteiligung
gesetzlıichen Krankenversicherung stıiegen VO  — gul Miıl- Arzne1himuitteln wurde VO Z50© Je Rezept durch
1arden 1mM Jahre 1970 auf fast 1520 Milliarden ark 1Nne Selbstbeteiligung Je Medikament 1n She eıner, Spa-
1im Jahre 1986 Während dıe Leistungsausgaben der D ÜEr VO  — WEeIl Mark abgelöst. Beım Zahnersatz wurde iıne
setzlıchen Krankenversicherung Je Mitglied VO  — 1975 bıs Eıgenbeteiligung der Versicherten eingeführt, Selbstbe-
1986 ROQ% zunahmen, stieg die Grundlohnsumme der teilıgungen oıbt inzwıischen auch beı den Fahrtkosten
Versicherten, VO  — der sıch dıe Beıträge errechnen, NUTr un: 1m Krankenhaus. Eın eıl der Entlastung der DESELZ-

739% Damıt die Kassen dıesen Ausgabenzuwachs be- lıchen Krankenversicherung wurde Iso NUr dadurch
zahlen konnten, mufßten s$1e den durchschnittlichen Bei- reicht, da{fß Ausgaben VO  —_ den Kassen auft dıe Versicher-
LTAQSSALZ VO  = 10,04% Anfang 1975 auf 12.:45% eltf Jahre ten übertragen wurden. Auf der anderen Seıte wurden
Sspater erhöhen. 19/0 hatte dieser Durchschnittsatz noch den Krankenkassen erhebliche zusdätzliche Lasten aufge-
bei 8,24% gelegen, heute strebt auf 13% (Quelle bürdet, un ‚War insbesondere durch die Kürzung der
artmut einers: Ordnungspolıitik 1m Gesundheıtswesen, Beıträge der Rentenversicherung die Kassen.
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Die Kostendämpfungspolitik stieiß auft zunehmende Kriı- für seiınen Beıtrag mögliıchst Gegenleistungen —

tik, nıcht NUur, weıl s1€e ihr Ziel verfehlte, die Beıträge SLAa- halten will, der VO seinem TZt möglıchst Thera-
bıl halten, sondern auch weıl S1e überholte Strukturen, pıen verlangt. Der einzelne Arzt könne sıch derartigen
die vielfach alsche wirtschafrtliche nreıze SELIZEN, nıcht Forderungen kaum wiıdersetzen, zumal angesichts der
1m Kern angıng, sondern allenfalls S>ymptomen abo- Arzteschwemme befürchten mUÜSsSe, der Versicherte gyehe
rierte. ZzUu  — Konkurrenz, das Rezept tür dıe gewünschte

Medizın erhalte, diese Überlegung.ach der Rationalıtätenfalle, die der Sozialwissenschaft- So heißt beispielsweise iın den Kıeler Beschlüssen derler Philipp Herder-Dorneich definierte, 1St für dıe Teilneh- Bundesdelegi:ertenversammlung der Mittelstandsverei-
InNer System der gesetzliıchen Krankenversicherung nıgung der CDUVCSU vom und 13. Junı 1987 grund-eın Verhalten rational, das der Rationalıtät des (sesamt- sätzlıch, „dıe Selbstbeteiligung 1mM Gesundheitswesen
SYSLEMS wıderspricht. Für den Versicherten 1st VeTr- mu{ß ausgebaut werden“ Wenn, die Logık der Befür-nünftig, viel Gegenleıistung WwW1€ möglıch für seinen
Beıtrag erreichen, tür die Leistungsanbıieter WwW1e Ärzte, worter eines breıiten Selbstbeteiligungs-Instruments, der

einzelne die Kosten der Therapıe anteılıg mıtträgt, wiırdPharmahersteller, Krankenhäuser 1St vernünfitig, hre
Einkünfte durch Leistungsausweltung erhöhen. | E sıch be]l seiınem ÄArzt nıcht mehr für iıne u  9 SON-

dern für ine möglıchst preiswerte Medizın einsetzen.diglich die Krankenkassen hätten eın begrenztes Inter-
SSC Kostendämpfung. och auch S1e stünden 1mM Dem Arzt werde dann nıchts übrıg leıben, als diesem

Wunsch tolgen, da der Patıent ANSONSTLEN dem Me-gegliederten System 1m Wettbewerbh untereinander. Zie]
der Jjetzt anvıslıerten Retorm 1St C die Strukturen dızıner wechseln würde, der seiınen Wunsch nach einer

preiswerten Verordnung eher erftüllt.verändern, daifß das (Gesamtıinteresse der Finanzıerbar-
keıt der gesetzlıchen Krankenversicherung gegenüber Eınen eıl der Probleme, die miıt einer weıtreichenden
den Eıgeninteressen VO Versicherten und Leistungs- Selbstbeteiligung vorhanden sınd, sprechen die Unions-

mıttelständler In ıhrem Beschlufß gleich selbst Vor-erbringern durchgesetzt werden kann.
aAaUSSETIZUNG dafür se1 nämlıch, heifßt C „gesundheıts-Der Diskussion die Veränderung der Fınanzıerungs- polıtische Unbedenklichkeıt, sozıale Verträglichkeit undstrukturen 1mM Gesundheitswesen mu{l das gemeınsame Steuerungswiırkung”. Wenn alle diese Pyämissen eingehal-Ziel aller Ansätze vorausgeschickt werden: Von allen Se1-
ten werden, wiırd nämlıich das Zıel, die Rationalıtäten-

ten wırd unterstrichen, iıne ausreichende medizıinısche falle schließen, 1in vielen Fällen nıcht mehr erreichtVersorgung der Versicherten und iıhrer Angehörigen
MUSSE weıterhin sıchergestellt se1In. uch der medizını- werden. Gesundheıitspolitische Unbedenklichkeit heißt

beispielsweise, da{fß keine tinanzıellen Schwellen errichtetsche Fortschritt dürte nıcht behindert werden. Der polıiti-
sche Wettbewerb dıe Strukturreform des Gesundheits- werden sollten, den Arzt aufzusuchen. Wer nämlıch,

die Gegner der Selbstbeteiligung, nıcht ZUuU Arzt geht,WESsSCNS geht also Wege, die Kosten 1n den Grıittf
bekommen, ohne die Versorgung gefährden. Dıie polı- weıl Geld Sparcn will, kann schnell iıne Krankheit VCI-

schleppen miıt der Folge, da{fß S$1Ee nıcht 1Ur tür ıhntischen Vorschläge ZUr Retorm der gesetzliıchen Kran-
kenversicherung unterscheiden sıch grundsätzlıch da- schwerwiegender, sondern auch für seıne Kasse teurer

wırdnach, ob die Jjeweılıgen Vertechter Herder-Dorneichs
Rationalıitätentalle beı den Versicherten oder be1 den IL e Wenn die Selbstbeteiligung soz1ıal gestaltet werden soll,

bedeutet dıes, da{ß INa  - sowohln Bevölkerungsgrup-stungserbringern außer Kraft setizen wollen.
pCHh miıt nıedrigen Eınkommen als auch besonders
oder langwierıge medizınısche Therapıen aUS der Selbst-
beteiligung ausschließen mu{ß Wenn aber A4US soz1ıalenUnterschiedliche Konzepte für i1ine Gründen beispielsweıse Kıinder, Rentner, Sozialhilfeemp-Strukturretorm fänger un: Dauerpatienten VO der Selbstbeteiligung be-
treıt werden, würde S1e Ende 1Ur noch be] einem

Wer davon ausgeht, da{fß dıe Versicherten Kassenleıistun- sehr geringen Anteıl der Kassenausgaben wırksam. Fı-
SCNH über Gebühr 1n Anspruch nehmen, weıl S1E S1E direkt

E erheblichen Verwaltungsaufwand, LWa ZUr Feststel-nıchts kosten, der l dies mıiıt dem Miırttel der Selbstbe- lung der soz1ıalen Bedürftigkeit, stünden dann 1U  a g-teilıgung ändern. Wer demgegenüber der Meınung ISt, ringe Steuerungswirkungen und Eınsparungen der Kas-Ärzte, Krankenhäuser oder Arzneimiuittelhersteller könn-
SC gegenüber.

ten hre Leıistungen ohne wırksame Einflußmöglichkeit
der Patıenten ausweıten, der entwickelt Methoden, die Eın anderes Problem ergıbt sıch bei der Ausweıtung der
Leistungserbringer die kurze Leıine der gesetzliıchen Selbstbeteiligung durch das Splitting der Sozialversiche-
Krankenversicherung legen. Dıie großen polıtıschen rungsbeiträge aut Arbeıtgeber und Arbeitnehmer. Wırd

nämlich eın Teıl der Gesundheitskosten VO den Kran-Fronten sınd damıt klar dıe FDP Miıttelstandsvereini-
SUNs un Wıirtschaftsrat der Unıion SOWIe dıe Arbeıtge- kenkassen auf die Versicherten verlagert, ergeben sıch
ber gehen davon Aaus, da{fß dıe Steuerung der Gesund- adurch erhebliche verteilungspolitische Auswirkungen.
heitsausgaben In ersStier Lıinıe in der and des Versicher- SO ergäben sıch nıcht TT Belastungen der Kranken un
ten hegt. Der Versicherte IST ach diesem Ansatz, der Entlastungen der Gesunden, sondern auch Entlastungen
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der Arbeıtgeber, die den halben Beıtrag aufbringen, un dıe SPD direkte Vertragsbeziehungen zwıschen Phar-
Belastungen der Arbeıtnehmer un: Rentner, die die maındustrie un Krankenkassen tfür notwendiıg. Dazu
Selbstbeteiligung alleın tragen hätten. hat S1e bereıts einen Gesetzentwurtf 1m Bundestag einge-
Diıese Verteilungswirkung 1St 1mM Konzept der Arbeıtge- bracht (Bundestagsdrucksache Künftig sollen

nach dem Plan der S” D NUuUr noch solche Arzneihmuttelber erwünscht. Sıe sehen darın eıinen Ausgleich tfür dıe Lasten der gesetzlıchen Krankenversicherung verordnet
VO ihnen alleın tragende sechswöchige Lohnfortzah- werden können, über deren Preıs sıch Krankenkassenlung 1m Krankheitsfall. In der FDP; in der ebentftalls welt- un: Arzneimiuttelhersteller geem1gt habenreichende Selbstbeteiliıgungsmodelle entwickelt wurden, Auch nach dem Beschlufßs der CDA-Bundestagung Mıiıttehat der Fraktionsvorsitzende Wolfgang Mischnick demge- Oktober 1987 in Hamburg DA „Strukturreform 1mM Ge:-genüber vorgeschlagen, zunächst den Arbeıitgeberanteıl

den Kassenbeıträgen steuerneutral auf die Arbeitneh- SUN:  eıtswesen“ sollen Krankenkassen, AÄArzte un Her-
steller „gemeınsam über dıe Lasten der kassenver-

INCGET übertragen. Eınsparungen be] den Beıträgen Medikamente entscheıden.“ Imdurch Selbstbeteiligungen kämen dann 1ın vollem Umfang schreibungsfähigen
Krankenhausbereich sollten verstärkt „dıagnosebezo-auch den Arbeitnehmern ZUgUuLE.

Weitreichende Konsequenzen hätte dieses Modell aber SCHNC Entgeltiormen“ eingeführt werden. Dazu selen be]
Standarderkrankungen „Pauschalvergütungen für die J6=andererseıts für die Selbstverwaltung der Krankenkassen,

dıie heute, außer be] den Ersatzkassen, parıtätisch VO
weılıgen Krankenhausautenthalte vorzusehen. Eıne ab-
weıchende Abrechnung VoO außergewöhnlichen elstun-Arbeitgeber- un: Arbeıtnehmervertretern besetzt sınd
SCH be1 besonderem Krankheitsverlauf mu{fß schriftlichWenn die Arbeitgeber keinen Beıtrag mehr zahlten, hät- begründet werden.“ Der Schlüssel ZUr Kostendämpfungten S$1€e auch keıne Legıtimatıon mehr, In diesen remıen 1m Gesundheitswesen lıegt für die CDU-Arbeitnehmer-

vertretfen se1ın. schafrt IM der and der Arzte“ S1ıe bestimmten nıchrt L1UT

die Art un den Umfang der äarztlichen Leistungen, viel-
mehr trügen S$1€e auch wesentlich dıe Verantwortung türSchlüssel ZUr Kostendämpfung be] den andere veranlaf{ßte Leıistungen. Folgerichtig wırd 1n demArzten CDA-Beschlufßß eın arztindıyvıduelles Bonus-Malus-Sy-
Stem nach Fachgruppen und Patiıentenstruktur dıtferen-Dem Selbstbeteiliıgungs-Konzept steht der VWeg der Bl

ZEISLEUECETUN: durch dıe Kassen gegenüber. Danach sollen zıiert vorgeschlagen, „Aspekte der Wırtschaftlichkeit
stärker berücksichtigen und finanzıelle nreizedıe Kassen durch Vorgaben oder Vereinbarungen miı1t

den Leistungserbringern hre Ausgaben SteUeErn Auf die- schaften. Dabe!] mu{(ß darauf geachtet werden, da der
Arzt nıcht 1ın die Lage kommt, zwıschen einer ANSECIMMCS-

SCMH Weg seLizen die Soz:aldemokraten, ber uch dıe SO- medizinıschen Versorgung des Patıenten eınerseıltszialausschüsse der CD  S Im Entwurt der Arbeıtsgruppe un: eıner besseren materıellen Vergütung be1 unzurel-Sozıialpolitisches Programm und der Kommıissıon Soz1al- chender medizinıscher Betreuung andererseıts wählen
polıtık beım PD-Parteivorstand „Die Zukunft soz1a|l C müssen.“ Damıt 1Sst gleichzeıtig das Problem O-stalten“ VO Februar 1986 heifßt C 95 mu darauf chen, das weıtreichende Bonus-Malus-Regelungenankommen, die Preıs- un Honorargestaltung VCI- für Arzte spricht: Wenn der Arzt dafür bestraft werdenändern, da{fß S$1e wirtschafrtlich vernünftiges Verhalten kann, da{fß umfangreiche Therapıemalßßnahmentördert, ohne die Qualität der Versorgung beeinträch- greift, wırd mögliıcherweise davon uch dann Abstand
tigen. Preıise un: Honorare muüssen grundsätzlıch SCS nehmen, WEeNnN diese au medizinıschen Gründen gebotenmeınsam VO allen Krankenkassen un den jeweılıgen wären.
Leistungserbringern 1ın eıgener Verantwortung ausgehan-
delt werden. Dabe!I 1STt dıe Stellung der Krankenversiche-
rung als Verhandlungs- un Vertragspartner stärken.“ Abbau nıchterforderlicher
Um den ÄI‘ ”Zzten den Anreız nehmen, iıhre Einzelle1i- Leistungsangebote
Stungen auszuweıten, soll ihnen nıcht mehr jede Einzel- Angesprochen wiırd In dem CDA-Papıer auch der Kom-

plex, der nach Auffassung der Krankenkassen-Verbändeleistung, sondern der gESAMLE Leistungskomplex verguütet
werden. Im Fall VO  - Krankenhausaufenthalten plädıeren mıtverantwortlich für dıe Kostenexplosıion ISt die Ayus-
die Sozialdemokraten für gestufte Pflegesätze, dıe, den Be- weılung der Anbıeterkapazıtäten. „Dıie Selbstverwaltungs-
handlungskosten angenähert, anfangs relatıv hoch selen Organc der Krankenversicherungen mussen eın Instru-
un dann siınken mülfbßten. Das SLrENSEC duale System der mentarıum dıe and bekommen , heift In dem
Krankenhausfinanzıerung, nach dem dıe Investitionsko- CDA-Beschludß, „MIt dem S1e die Anzahl der Kassen-
sSten VO  a der öffentlichen and un die Benutzerkosten arzte, ebenso W1€e dıe der Zahnärzte, Apotheken un: IN
über die Pflegesätze VO den Krankenkassen eıl- un Hılfsberufen Tätıgen begrenzen können.
werden, habe sıch ebentalls als wen1g sachgerecht TWIE- Hıerzu sınd ine Vielzahl VO honorarpolıtischen Instru-
sCcChH. Daher sollen, die SPD-Sozialpolitiker, In Zl menten enkbar:; WEeNnNn diese Nnstrumente keine Wırkung
kunft uch dıe Investitionskosten über dıe Pflegesätze zeıgen, mu(ß eın Bedarfsplanungsgesetz den erforderli-

chen Rahmen schaften.“erwirtschaftet werden. Be1 der Arzneımittelvergütung häalt
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In „Vorstellungen” ZUr Strukturretorm des AOK-Bun- den einzelnen Kassen weıterhiın hingenommen werden
desverbandes VO Oktober 198 / heıifst dazu, „dıe können. Derzeıt sınd Arbeiter In der Regel pflichtversi-
Expansıon der Gesundheitsausgaben beruht nach welt- chert beı eıner Orts-, Innungs- oder Betriebskranken-
verbreıteter Meınung 1n erster Linıe auf der Expansıon kasse. Demgegenüber können Angestellte zwıischen der
der bereitgestellten Kapazıtäten und der erbrachten Le1- Mitgliedschaft in einer solchen Primärkasse un eiıner
stungen “ Die AOK-Spitze ordert daher „VOIMM (Gesetz- Angestelltenersatzkasse freı wählen. Wer arüber hınaus
geber stärkere Befugnisse, dıe für die bedarfsgerechte als Angestellter eın Arbeıtsentgelt bezıeht, das über der
Versorgung der Versicherten nıcht benötigten Leistungs- Versicherungspilichtgrenze VO 4500 Mark monatlıch 1m
angebote ausscheiden können“ Das bedeute: Jahr 1988 lıegt, dart sıch privat versichern. Auch diese
® Di1e Krankenhäuser selen auf einen gemeınsam testge- Wahlmöglichkeit o1bt für Arbeiter nıcht.
legten Versorgungsauftrag verpflichten. Dıie Kranken-
kassen mülfßten gleichberechtigte Partner bel der Bedarts- Dıie unterschiedliche Belastung der Beitragszahler be1 prak-

tisch gleichen Leistungsansprüchen zeıgt sıch darın, daßplanung se1n, dıe heute In der and der Bundesländer
lıegt. Das bıslang geltende Selbstkostendeckungsprinzıp die AO  R Papenburg mıttlerweıle einen Beıtragssatz VO

16% erhebt, während auf der anderen Seılte einzelne Be-MUSSe durch ıne treıe Aushandlung VO reisen EerSsSeitizt triebskrankenkassen mIıt wenıger als 10% auskommen.werden. Den Krankenkassen mUsse die Möglıichkeıit — Während der durchschnittliche Beıtragssatz aller ZESELZ-öffnet werden, unwirtschafrtlich arbeitende Krankenhäu- lıchen Krankenkassen ulı 1987 bel 12,6% lag,SCT VE‚ Kontrahierungszwang auszunehmen.
Der Einflu{ß der Krankenkassen 1im Arzneimnittelmarkt mufsten dıe Ortskrankenkassen 1mM Durchschnitt 25

erheben, die Angestellten-Ersatzkassen 12,36% un diesSEe1 stärken, da hier durch Produkt- und Preispolitik Betriebskrankenkassen 1im Durchschnitt L16% Dıie Er-SOWI1eE durch Marketing jegliche Kostendämpfung Nnier- satzkassen erheben bundeseinheitlich yleiche Beıträge,laufen werden könne. Die Wettbewerbselemente auf dem
Arzneimittelmarkt selen auszubauen. be1 den AOKs dıtferieren diese VO Ort Ort Dabeı

lıegen dıe Belastungen in strukturschwachen GebietenAuch 1MmM 'e1l- UN. Hılfsmittelmarkt selen geeignete In-
SETrTUMENT:! ZUur Steuerung schaffen. höchsten. Mıt örtlichen Abweichungen o1bt eın

Süd-Nord-Geftälle, Iso nıedrigere DurchschnittsbeiträgeEın besonderer Dorn 1mM Auge 1St dem AOK-Bundes-
verband die zunehmende Zahl der Ärzte, die 4US der INn Bayern un Baden-Württemberg, hohe Beıtragssätze

ıIn ord- und Westdeutschland SOWIeE ın Berlıin.Sıcht der Kassen nıcht NUur das Rısıko zusätzlicher Hono-
rarausgaben beinhalten, sondern auch das Rısıko ZUuUSAtz-
lıcher Ausgaben durch veranlafte Leistungen. Daher sel;

Detlef Balzer, Vorstandsvorsitzender des AOK-Bun-
Die Reformpläne der Koalıtion

desverbandes auft einem Pressesemiınar November WLı eıtzer annte dafür 1n Bad Neuenahr WeIl
1987 ın Bad Neuenahr, iıne Begrenzung der Studienka- sentliche Ursachen: eınmal das unterschiedliche Grund-
pazıtäten angezeıgt. Da dies einerseılts A4US verfassungs- lohnnıveau der Snnn Krankenkassen, VO  — dem sıch
rechtlichen Gründen schwer durchsetzbar ISt, Z ande- die Beıträge berechnen. Während der durchschnittliche
en aut die bereits Jjetzt nach Kassen-Meınung hohe Grundlohn Je Miıtglıed be1 der AO  R knapp 400
Zahl der Mediızınstudenten keinen Einflufß mehr hätte, betrage, lıege die Vergleichszahl be]l den Betriebskran-
wırd daran gedacht, VOT der Zulassung ZUu Kassenarzt kenkassen be1 gyut 1mM Durchschnitt der An-
ıne zusätzliche Weıterbildungs-Hürde einzubauen. Kas- gestellten-Ersatzkassen be1 guL Mark /weıte
senäarzte, dieser Ansatz, müßten nıcht 1Ur iıne medi7z1- wesentliche Ursache der Beitragssatzunterschiede se1 die
nısche Ausbildung haben, sondern auch VOT ıhrer Zulas- ungleıiche Verteilung VO sozıalen Problemgruppen auftf
SunNng besser darın ausgebildet werden, W as Sparsamces dıe einzelnen Glieder der Krankenversicherung. Dıe In
Wırtschaften bedeute. ber die Zahl solcher Weıterbil- esonderem alße schutzbedürftigen Gruppen der Ar-
dungs-Plätze könne, schwebt insbesondere Balzers beıitslosen, Sozialhilfeempfänger, Behinderten In beson-
Vorstands-Kollegen WLl e1ıtzer VOT, die Zahl der deren Eınrıchtungen un: Rehabilitanten selen In Rela-

Kassenärzte wırksam gyESLEUET werden. t10n ıhrem Marktanteıl reimal mehr In den Orts-
krankenkassen als 1ın den Betriebskrankenkassen un in
der AOQO  R doppelt oft WI1IeE In der Ersatzkasse vers1i-
chert.Unterschiedliche Belastung der
Um beıde Probleme lösen, werden unterschiedlicheBeitragszahler Modelle angeboten. Dabe!] sınd dıe völlıge Freiheit der

Eın weıteres Thema der anstehenden Retorm sınd die Kassenwahl tür alle Versicherten, wobe] dıe Kasse keinen
Strukturen der Krankenkassen selbst. Die Dıskussıion Versicherungsantrag ablehnen dart (Kontrahierungs-
die Institutionen gyeht VOoO WEeI Problemteldern 4US FEın- zZWwang), un eın umfTfassendes Finanzausgleichssystem die

Standpunkte. Freıe Demokraten un Soz1ialde-mal wırd dıe Frage dıskutiert, ob die sozlıalversiıcherungs-
rechtliche I rennung DO  S Arbeitern UN: Angestellten noch mokraten tendieren dabel ehesten ZUur Öffnung aller

Krankenkassen tfür alle Arbeitnehmergruppen, jedochzeıtgemäfßs ISt, Z anderen wırd arüber nachgedacht,
ob teilweıse drastısche Beitragssatzunterschiede zwıischen 4U S unterschiedlichen Gesıichtspunkten. Für die FDP 1St



Zeitgeschehen
dies Ausdruck der Liıberalıität, Sozialdemokraten LWAar- Das entscheidende Miıttel ZUTF Umsetzung dieses Kon-
ten VO eıiner solchen Regelung zusätzlıch eiınen Markt- 1St eın System V“on Festbeträgen. „Diese sollen be-
druck ZUgUNSIEN einer einheitlichen Versicherung: „Das mMessen se1ın, da{fß der Versicherte die medizinısc erfor-
bisherige System kennzeichnet ıne starke regıonale be- derliche Leıistung ohne Zuschlag erhält. Dıe Festbeträge
rufsständische und betriebsbezogene Gliederung histo- Orlentleren sıch ausreichenden, aber preiswerten Del-
riısch gewachsen, eher zufällig als geplant. Vıele bezweIl- Stungen, Medıikamenten, eıl- und Hıltsmitteln. Sıe
feln zu Recht, da{fß eın gyegliedertes System tür die werden mehr Preiswettbewerb In das Gesundheıitssystem
Versicherten Vorteıle bringt‘, heilst 1n dem zıtlerten bringen , heilt ıIn der Begründung des Hauses
SPD-Papıer „Die Zukuntft soz1ıal gestalten” Und weıter: Blüm für dıe Koalıtionsvereinbarung. aut diese
„Alle Krankenkassen sollen gleichberechtigt se1n; Orts- Weıse die VO  a Blüm kalkulierten Eınsparungen auch Lat-

krankenkassen und Ersatzkassen sollen gleichermaßen sächlich erzielt werden können, hängt davon ab, Ww1€e das
für alle Versicherten offenstehen, eın Wechsel der Versi1- Konzept in der Praxıs umgesetz werden soll Die Fest-
cherten zwıschen den Kassenarten muß für alle möglıch beträge für eın breıtes Spektrum VO Arzneımuiutteln, tür
werden.“ eıl- un: Hıltsmuittel VO Brillen über Hörgeräte bhıs

Massagen sollen nämlıch VO der Selbstverwaltung, IsoEıner olchen Öffnung verschlieflßen sıch ber dıe Kran-
kenkassen selbst. Dıi1e eınen, die Ortskrankenkassen, weıl den Kassen, sıcherlich nıcht ohne Mirthıiılte der Kassen-

Arzte un: der entsprechenden Leistungsanbieter, festge-s$1e 1m Wettbewerb nıcht mithalten können un: daher
vielerorts ıhre Exıstenz fürchten müßßten, die ande- legt werden. Diese Festpreıise sollen gyestaltet werden,

da{fß das medızınısch Notwendige damıt abgedeckt WEeEeT-
renNn, dıe Angestellten-Ersatzkassen, weıl S$1e das
Image des besonders „Noblen“ fürchten, Wenn sS$1e auch den kann. Verlangt der Versicherte eın Produkt,

hat die Dıiıttferenz selbst bezahlen. Würde be1i-Arbeıter aufnehmen müßten. Für die Ortskrankenkassen
spielsweıse das VO den Kassen erstattende Standard-verlangt Heıtzer demgegenüber die Solıdarıtät der ande-
Hörgerät mı1ıt O Mark AaNngZESELZL, verlangt der Patıent

HCN Kassen In Form eines Finanzausgleıichs für dıe beson-
aber beispielsweıse aus kosmetischen oder optischenderen Belastungen der AOKs Dıi1e Ersatzkassen schlugen Gründen eın Gerät, das 1500 ark kostet, hätte die

VOTL, Wahlfreiheit tür Arbeıter adurch schaften, da{fß
Arbeıter-Ersatzkassen, dıe bısher 1U ıne untergeord- Ditferenz VO 700 ark selbst bezahlen. Ähnliches
NeLE regıonale Bedeutung haben, bundesweıt geöffnet oılt be1 Arzneıimitteln, be1 denen verschiedene Präpa-
werden sollten. Ale mıt gleichen Wırkstoffen 1bt. Die Kasse tragt nach

dem Blüm-Konzept LLUTL noch die Kosten eınes preiswer-
Dıie Koalıition hat sıch Anfang Dezember 198 / daraut g - ten Anbıeters, verlangt der Patıent ber eın teures Mar-
einıgt, dıe bıslang NUr tür Angestellte geltende Versiche- kenpräparat, mu{l dıe Differenz selbst bezahlen.
rungspflichtgrenze uch auf Arbeıter auszudenNnnen. IDa
mıiıt können künftig auch Arbeıter, die mehr als 4500 Vor- un Nachteıle des beschlossenen
ark monatlıch verdienen, ın dıie Privatversicherung Modellswechseln. Dıie unterschiedlichen Beıtragssätze der einzel-
nNne  —; Kassen sollen durch eınen obligatorıschen Finanz- In der polıtischen Diskussion hat dieses Konzept den
ausgleich innerhalb eıner Kassenart auf Landesebene Vorteıl, da{fß die Kassen ‚WAar Geld Sparcn, INa wırd
abgemildert werden. Dıie Unterschiede 1m Miıtglıed- Blüum ber schwer vorwerten können, entlaste dıe
schafts-, Beıtrags- un Leistungsrecht zwıischen einzel- Krankenversicherung Lasten der Patıenten. Diesen
NC  - Kassen sollen AausgeWOSCNCI werden. Dadurch kön- Vorwurt erhebt die Opposıtion ber für einen weıteren
Al  = sıch die Bevölkerungsgruppen mI1t besonderen SC- Teıl des Blümschen Sparpakets. Danach sollen Bagatel-
sundheitlichen Risiken ausgeglichener auf dıe einzelnen len un überholte Leistungen 4aU S dem Leistungskatalog
Krankenkassen verteılen. der gesetzlıchen Krankenversicherung herausgenommen
ach dem Koalitionskonzept „Solıdarıtät un Eıgenver- werden. Dies betrifft, mMI1t einer Übergangszeit für ältere
antwortung , das Bundesarbeitsminister Norbert Blüm Menschen, das Sterbegeld SOWIe ine Reihe VO Arznelı1-,

Dezember, einen Tas nach der entsprechenden eıl- un: Hıltfsmitteln. Darüber hınaus werden auch 1m
Koalıtionsvereinbarung, vorstellte, sollen durch 1ne Bereich des Zahnersatzes, der Kieferorthopädıie, der
Reihe VO Mafßnahmen Milliarden eingespart Fahrtkosten und der medi;zinıschen Behandlung 1m Aus-

and rund Miılliarden VO den Kassen auf dıe DPa-werden, die ZUr Hältte Beitragsentlastungen führen,
ZUr anderen Hälftfte ZUr Finanzıerung Aufgaben, be- tienten verlagert. Beı eıner Reihe VO ausgegrenzten
sonders der Absıcherung des Pflegerisıkos, verwendet Kassenleıistungen 1STt nıcht absehbar, ob diese künftig
werden sollen. ach dem Sparkonzept der Koalıtion soll wegtallen oder ob S1€e ebenfalls VO den Patıenten selbst
die Solidarıtät der gesetzlichen Krankenversicherung auf bezahlt werden mussen. IDies gıilt beispielswelse für den
das konzentriert werden, „ Was medizinisc. erforderlich Ausschlufßs VO  a Arzneıumiutteln, deren Wırkung WwIsSsen-
ISt, damıt WIr eld haben für den medizinıschen Fort- schafrtlıch umstrıtten 1St, für den Ausschlufß medizinısch
schritt, für neuUuUeE Aufgaben 1n der Vorsorge un: VOT allem nıcht notwendıger Heılmıittel oder den Ausschluß VO  -

1n der Unterstützung der häuslichen Pflege”, erläuterte Bagatellhilfsmitteln. Insgesamt sollen die Kassen In die-
Blüum seıne Reform-Grundsätze. SC Bereich rund 700 Mıllıonen ark SParcNn.
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Auf seıten der Leistungserbringer hat Blüms Spar-Kon- gelung werden. Demnach könnte beispielsweise tfür 1ne
ZEDL 1n PRSEFGT Linıe dıe pharmazentische Industrie 1mM Vae Blınddarmoperatıion eın bestimmter Festbetrag VOrsgcRC-
sıer. Neben Festzuschuß-Regelung und Ausgrenzung ben werden, gyeht der Versicherte ın ein Kran-
einer Reihe VO  ; Arzneıhimutteln sollen die Pharmaherstel- kenhaus, hätte die Mehrkosten tragen.
ler eınen „Solıdarbeıitrag” ıIn öhe VO  — E Milliarden
Mark entsprechend 10% der Kassen-Ausgaben für Arz-
neimiıttel aufbringen. Die FDP hat jedoch aus ordnungs- Ungelöste Pflegeversicherung
politischen Gründen den Plan Fall gebracht, diesen Eın entscheidender Punkt des Konzeptes 1St die FEinfüh-Zwangsrabatt gesetzlich vorzuschreiben. Ob Blüm mIıt
Jetzt angestrebten „Treiwillıgen Verhandlungen“ eın Ent- UuNg VDO  S Pflegeleistungen 1ın diıe gesetzliıche Krankenversıi-

cherung. Für dıe Förderung der häuslichen Pflege sollengegenkommen der Pharmahersteller erreıicht, 1St fraglıch.
Möglicherweıise einıgt I1a  . sıch darauf, da{fß die Industrie rund 6, Miıllarden ark jJährlıch ausgegeben werden.

Damlıt sollen 600 000 Schwer- und Schwerstpflegebedürt-weıterhin hre Preıse nıcht erhöht. Die Apotheker sollen tige unterstützt werden. Gedacht 1St 1ı1ne Ersatzkraftdurch Änderungen be]l den Apothekenzuschlägen FEın-
nahmeauställe ın öhe VO 600 Mıiıllıonen ark hinneh- tür eiınen vierwöchıgen Urlaub des Pflegenden SOWIE

die laufende Pflegeunterstützung durch Soz1ıalstationen.
IN  >}

Be1 ÄI‘ZI'‚CI‘I und Zahnärzten sollen dıe Wirtschafrtlich- In Einzeltällen sollen auch tinanzıelle Zuwendungen
möglıch se1InN.keitsprüfungen verstärkt werden, die Länder sollen die

Z ahl der Medizinstudenten durch Zulassungsbeschrän- Der Ansatz des Koalıtions-Sparkonzepts erscheıint über-
kungen reduzıeren und auf diese Weiıse die Zunahme der zeugend: Die Solidarıität sollte auf solche Leistungen
Z ahl der Arzte bremsen. Insgesamt sollen auf diese konzentriert werden, dıe der einzelne nıcht tLragen kann.
Weiıse be]l den ÄI' ”Zzten selbst und den VO  —$ ihnen verordne- Bagatell- und Leistungen, die über das Notwendige hın-
ten Leistungen Wwel Miıllıarden Mark ZESDAIT werden. ausgehen, kann nach dem Subsıdiarıtätsprinzıp der e1IN-
Von einem Paket VO Einzelmaßnahmen 1mM Kranken- zelne selbst Lragen. Dies oalt mehr, als durch
hausbereich verspricht sıch dıe Koalıtion Ersparnısse VO Eınsparungen 1mM agatell- und Luxusbereich Finanzmıiıt-
I Miıllıarden ark Für die Patıenten ehesten SpUür- tel für ine bessere Absicherung des Pflegerisikos freigesetzt
bar könnte dabe1 die künftige Verpflichtung des Arztes werden, das der einzelne un: seıne Famlıulıie ıIn vielen Fäl-
ZUr Eınweıisung In eın preisgünstiges Krankenhaus len wiırklich nıcht mehr alleın tragen kann. Andererseıts
Beachtung medizinıscher Erfordernisse werden. Falls der 1STt aber ordnungspolıtisch Iragwürdig, das Pflege-
Versicherte VO der Empfehlung des Arztes abweıicht, risıko der soz1ıalen Krankenversicherung aufzubürden.
kann nach der Neuregelung miıt den Mehrkosten bela- ach dem Prinzıp der Subsidıiarıtät ollten hıer die Län-
STIEL werden. Diese Vorschriuft kann auch in diesem Be- der oder der Bund eintreten, WEeNN dıe Famılıen und die
reich einem Eınstieg 1ın 1ne spatere Festzuschuß-Re- Gemeıinden überfordert sınd. Heinz Schmitz

„Den alten ethnischen Nationalısmus können WIr
uns eintach nıcht mehr eiısten““
Eın Gespräch über Staatsverständnıs, Natıon und Fremdenteindlichkeit mıt
Protfessor Dieter Oberndörter
Weltoffene Republık oder verengtes natıonalstaatlıches Den- dezidıierte Thesen veröffentlicht. Sıe zyerden In dem Jolgen-
ken, Wa 1st ıIn der Verfassungswirklichkeit der Bundesrepu- den Interview zeiıtgeschichtlich UN politisch verdeutlicht.
blik bestimmender® Wıe ıst das ım Grundgesetz selbst Die Fragen stellte Davıd Seeber.
f/ußende Spannungsverhältnis zwischen beiden Sıchtweisen
zyeiterentwickelt worden, UN. 1eweıt 1ıst V“O  S& daher dıe Herr Protessor Oberndörfer, ıIn einem Beıtrag ZU

Asylanten- und Einbürgerungspolitik der Bundesrepublik Thema Natıon und Staatsverständnıs vertreten S1e
beurteilen ®© Dieter Oberndörfer, Professor für wissenschaftli- dıe These, natıonalstaatlıches Denken se1 atavıstisch g-
che Polıitik UN. Dıiırektor des Arnold Bergsträsser-Instituts In worden, Reste elines spezıell ethnosbezogenen, „völkı-
Freiburg, hat AZUÜU ın dem “O  S Manfred Hättich herausgege- schen“ Natıiıonalısmus restaurıeren wollen, gleiche der
benen Band ZU Staatsverständniıs der Gegenwart Mün- Wiıederbelebung eınes klınısch Toten. FEılen S1e damıt der
chen 1987 1-2 UN: ıIn der w Zeitt polıtıschen Wirklichkeit nıcht weılt voraus”


